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Kanton forciert Kampf gegen Giftstoffe
Die St.Galler Regierung schlägt nach derGewässerverschmutzung durch dasVerpackungsunternehmenAmcor einenMassnahmenplan vor.

Davide DeMartis
undMark Schoder

DieSt.GallerRegierungwillmit
13MassnahmendieGiftstoffbe-
lastung von Gewässern verrin-
gern. Das teilt sie amMontag in
einemCommuniquémit. ImFo-
kus stehen Industrie- und Ge-
werbebetriebe: Chemieunfälle
sollen verhindert und einfacher
geahndetwerden können.

Durch zwei «Störfallereig-
nisse» im Goldacher Verpa-
ckungskonzernAmcorFlexibles
Rorschach AG gelangten 2020
und 2021 gefährliche Umwelt-
chemikalien in den Bodensee.
BeiWartungsarbeiten tratenda-
mals 2,7 Tonnen Löschschaum
aus – 850 Kilogrammdavon ge-
langten ungehindert über die
Goldach in den Bodensee. Der
Rest wurde zur Abwasserreini-
gungsanlage gebracht und da-
nach in den Bodensee abgelas-
sen. Später wird publik: Der
Löschschaum beinhaltete die
seit 2011 inderSchweizverbote-
ne und nicht abbaubareChemi-
kalie Perfluoroctansulfonsäure
(PFOS).

Zu diesem Zeitpunkt habe
das Bau- und Umweltdeparte-
ment im Rahmen des kantona-
lenMonitoringsbereitseine«re-
levanteGefährdungderUmwelt
durchChemikaliensowie immer
wieder vorkommende Umwelt-
schadenfälle» festgestellt, heisst
es inderMitteilung.ZumSchutz
der St.Galler Bäche, Flüsse und
SeengabdieRegierung2023das
Projekt«Umweltchemikalien in
Gewässern» inAuftrag.Ziel des
Projekts sei es,Massnahmen zu
prüfen, um Giftstoffeinträge
durch Unfälle in Industrie- und
Gewerbebetrieben zu vermei-
den. Nun liegen die Ergebnisse
vor. Die Regierung schlägt 13
Massnahmenvor,umchemische
Gewässerverschmutzungen zu
verhindern (sieheKasten).

Die Umsetzung der Mass-
nahmen erfordere drei neue
Vollzeitstellen beim Amt für
Umwelt (AFU)undbeimAmtfür
Wasser und Energie (AWE), die
für zusätzliche Betriebskontrol-
len und Gewässeruntersuchun-
gen eingesetztwerden sollen.

Für die Umweltspezialisie-
rungderStaatsanwaltschaft sind
15 Stellenprozente vorgesehen,
die im Bericht zum personellen
Ausbau der Staatsanwaltschaft

inderBudgetbotschaft 2025be-
rücksichtigtwerdensollen.Hin-
zu kommeneinmalige Sachkos-
ten von 340’000 Franken und
jährliche Kosten von 70’000
Franken, die voraussichtlich im
Rahmen des ordentlichen Bud-
gets inderSommersession2025
imKantonsrat beratenwerden.

Die Umsetzung liegt in der
VerantwortungdesAFUunddes
AWE,diedasUmsetzungsmoni-

toring durchführen. 2027 wird
der Stand der Genehmigungen
sowie der ersten Umsetzungen
analysiert. 2030werdendenbe-
teiligtenFachstellenundÄmtern
2030die Ergebnisse vorgelegt.

Massnahmenbergen
Diskussionspotenzial
Das Massnahmenpaket werde
imKantonsrat sicherlich fürDis-
kussionen sorgen, sagt Susanne

Hartmann,Regierungspräsiden-
tinundVorsteherindesBau-und
Umweltdepartements des Kan-
tons St.Gallen. Der Regierung
sei es ein grosses Anliegen, die
Bäche, Flüsse undSeen imKan-
tonbesser zu schützen–unddas
nichterst seitdenAmcor-Vorfäl-
len. Diese hätten demAnliegen
einen weiteren Schub versetzt.
Hartmann sagt: «Nun liegt der
Bericht beim Kantonsrat. Wir

werdendafürkämpfen,dassdie
Massnahmen umgesetzt wer-
den.»

Die Prävention von Ver-
schmutzungsvorfällen liegedem
Kanton St.Gallen am Herzen,
sagt Hartmann, «besonders im
Wissen darum, dass man nicht
immer alles verhindern kann.»
Deshalb sei es wichtig, dass Si-
cherheitsbeauftragtevonUnter-
nehmen informiertundgeschult
werden,damit siebeiGewässer-
verschmutzungen angemessen
handeln können.

Im Massnahmenpaket sind
auch regelmässigere Betriebs-
kontrollen vorgesehen. Waren
diese bisher unzureichend?
Nein, sagt Hartmann. Der Kan-
ton führe risikobasierteKontrol-
len durch, was bisher gut
geklappt habe. «MitmehrKont-
rollen hätten wir auch die Am-
cor-Vorfälle nicht verhindern
können», sagt sie. Schondamals
habemandenVerpackungskon-
zern eng begleitet.

InZukunft soll jederPolizist
Umweltdelikteerkennen
DasMassnahmenpaket freutvor
allem die Grünen im Kanton
St.Gallen. Parteipräsident Da-
niel Bosshard setzte sich vor
runddrei JahrenfüreineaufUm-

weltdelikte spezialisierteStaats-
anwaltschaft ein. Sowohl für sie
als auch fürdiePolizei sindWei-
terbildungen im Bereich Um-
weltdelikte vorgesehen.

«Ichbegrüssees,dassmeine
Forderungen nun angegangen
werden und die Umweltspezia-
lisierung ansteht», sagt Boss-
hard. «Jeder Polizist an der
Front» solle künftig Umweltde-
likte erkennen können und mit
der rechtlichen Situation ver-
traut sein.Er fordert ein«gewis-
ses ökologisches Bewusstsein»
beidenBehörden.Entscheiden-
der sei jedoch die Schaffung
eines spezialisiertenFachdiens-
tes bei der Kantonspolizei.

Gleiches gelte für eine um-
weltspezialisierte Staatsanwalt-
schaft St.Gallen. Die Kantone
Bern,ZürichundLuzerngingen
hier mit gutem Beispiel voran,
sagt Bosshard: «Diese Kantone
haben mit der Spezialisierung
schonsehrguteErfahrungenge-
macht. Deswegen ist St.Gallen
jetzt aufeinemsehrgutenWeg.»
Ob jedochdievonderRegierung
vorgeschlagenen Ressourcen
ausreichten,bezweifeltderGrü-
nen-Präsident. Aber nicht nur
die Behörden nimmt Bosshard
in die Pflicht: «Die Betriebe
müssen stärker sensibilisiert
werden, damit es gar nicht erst
zu Umweltverschmutzungen
kommt.»

Im Massnahmenpaket der
Regierung bemängelt er zwei
Punkte: Der Kanton müsse die
von Umweltverschmutzung be-
troffenen Gemeinden und ihre
Gewässerschutzpolizeien noch
stärker beraten. Ausserdem sei
die maximale Bussstrafe von
5000 Franken zu niedrig:
«5000Franken zahlt einmulti-
nationalerKonzern aus der Por-
tokasse.Das istkeineStrafe, son-
derneinFreifahrtschein fürUm-
weltverschmutzung.»

Höhere Bussen von 50’000
statt 5000Franken fürUmwelt-
vergehen,wie siedieGrünen im
Kantonsrat vor zwei Jahren mit
der Unterstützung der Regie-
rung in einemStandesbegehren
geforderthatten, sindabernicht
vorgesehen. Die bürgerliche
Mehrheit lehnte das Begehren
imSeptember2023 imKantons-
rat ab.Mitder aktuellenZusam-
mensetzung des Kantonsrats
wäre ein erneuter Vorstoss
«chancenlos», sagt Bosshard.

In den Jahren 2020 und 2021 flossenHunderte Kilogrammgiftiger Löschschaum vomAmcor-Areal in die Goldach und den Bodensee. Auch
2024 verschmutzte die Verpackungsfirma die Goldach. Bild: Raphael Rohner

Rückenwind für die St.Galler Windenergie
Der Bund genehmigt die «Richtplananpassung 23» des Kantons. Investoren können auf 15GebietenWindparkanlagen planen.

Mark Schoder

Seit Montag herrscht Klarheit:
Die fünfzehnWindeignungsge-
biete sind rechtskräftig.Dasgab
die St.Galler Staatskanzlei in
einer Mitteilung bekannt. Der
Bund hat die sogenannte
«Richtplananpassung 23» des
Kantons St.Gallen genehmigt.
Zuvor hatte er die Kantone be-
auftragt, die Windenergienut-
zung zu ermöglichen.

Mit der Genehmigung kön-
nen potenzielle Investorinnen

und Investoren Projekte für
Windpärke planen und die not-
wendigen Bewilligungsverfah-
ren einleiten.

Bund lobt«sorgfältige
Interessenabwägung»
DerKantonSt.Gallenerfüllt da-
mit die Anforderungen des na-
tionalen Raumplanungsgeset-
zes und des Energiegesetzes.
Lautder Staatskanzleiwürdigte
der Bund insbesondere die
«sorgfältige Interessenabwä-
gung ausdrücklich», die der

Kantonvornahm,umdieWind-
eignungsgebiete festzulegen.

Die Bewilligungsverfahren
erfolgen über den kantonalen
Sondernutzungsplan, der als
Leitverfahrendient.Dasbedeu-
tet: Projekte fürWindpärkewer-
dennicht inEinzelfallverfahren
bewertet, sondern ineinemein-
heitlichenRahmen.

Von den ursprünglich sieb-
zehngeplantenWindenergiege-
bietenwurdenzweinicht bewil-
ligt: das «Witöfeli/Steinerriet»
in Schänis sowie das Gebiet

«Rheinau», das sich über meh-
rere Gemeinden erstreckt,
darunter Bad Ragaz und Sar-
gans. Diese Gebiete wurden
nicht in den Richtplan aufge-
nommen.

IneinzelnenGebietenhaben
Körperschaften bereits mit ers-
ten Messungen begonnen, um
dieMachbarkeit vonWindener-
gieprojekten zu prüfen. Jetzt
liegt es an den Investorinnen
und Investoren, ausder planeri-
schenGrundlage konkrete Pro-
jekte zu entwickeln.

Drohnen am Flumserberg bilden am 11. Januar eine Windanlage, um
dieGrösseeiner vonderAxpogeplantenAnlage zu illustrieren. Bild: key
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Vorbeugen
– Gewässerschutzrechtliche
Auflagen an Industrie- und Ge-
werbebetriebe verbessern.
– Die Informationsgrundlagen
für Baubewilligungen und das
Fachwissen über Umweltchemi-
kalien in der Verwaltung verbes-
sern.
– Schulungen und Informations-
kampagnen für Umweltbeauf-
tragte und Sicherheitsverant-
wortliche von Industrie und Ge-
werbebetrieben einführen.
– Bevölkerung besser über Um-
weltchemikalien aufklären und
privaten Einsatz dadurch ver-
ringern.

Kontrollieren
– Mehr und regelmässige Be-
triebskontrollen.
–Mehr Untersuchungen vonGe-
wässern auf Umweltchemikalien.

Erkennen
– Stärkung der untersuchenden
Behörden in der Ursachener-
mittlung vonGewässerverunrei-
nigungen, um schnelle Erken-
nung und Schadensminderung
zu erwirken.

Ahnden
– Stärkung durch Ausbau der
Umweltspezialisierung der
Staatsanwaltschaft.

– Umweltspezialisierung bezie-
hungsweise einen Fachdienst
bei der Kantonspolizei aufbauen.
– Regelmässige Aus- und Wei-
terbildungen der Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte.
– Regelmässige Aus- und Wei-
terbildungen der Mitglieder der
Kantonspolizei, die im Umwelt-
schadenfall ermitteln.

Zusammenarbeit verbessern
– Verbesserter Datenaustausch
zwischen involvierten Stellen.
– Austausch auf Fach- und auf
VollzugsebeneüberGrenzender
Staatsanwaltschaft, Kantonspoli-
zei und Departemente hinaus.


